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Aggressive Rede zum 9. Juli
CFK schießt gegen Justiz, Wirtschaft, Agrarsektor und Medien
Cristina ließ sich von ihren Anhängern feiern. (Presidencia)
Buenos Aires (AT/mc) – Zu Angriffen gegen die Justiz, Unternehmer, den Agrarsektor sowie regierungskritische Medien hat Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner den Unabhängigkeitstag genutzt. Bei der zentralen Kundgebung in San Mi-guel de Tucumán anlässlich der dort am 9. Juli 1816 verkündeten Freiheitsdeklaration schonte die Staatschefin ihre Gegner nicht. Vor rund 35.000 Zuhörern attackierte Cristina vor allem die Richter des Obersten Gerichtshofes, die jüngst die von ihr angestrebte „Demokratisierung der Justiz“ für verfassungswidrig erklärt hatten.
„Uns fehlt eine Reform der Judikative. Mit mir soll keiner über Sicherheit reden, der nicht über eine Justizreform sprechen will“, so die Präsidentin, die so offenbar einen Zusammenhang zwischen der Kriminalitätsproblematik und der gestoppten Neuordnung der Justiz herstellen wollte.
In ihrer Rede brachte sie den Wunsch nach einer Justiz zum Ausdruck, die nicht vom Geld abhänge. Die dritte Gewalt im Staate dürfe sich nicht loslösen von den Interessen der Nation und des Volkes. Einmal mehr wiederholte Cristina ihre Forderung, dass das Volk die Mitglieder des für die Richterernennung zuständigen Richterrates wählen solle. Außerdem meinte sie, „es wäre schön, wenn auch die Richter Steuern zahlten“. Eine historische Reminiszenz, dass der Oberste Gerichtshof 1930 den Putsch gegen den damaligen Präsidenten Hipólito Yrigoyen abgesegnet hätte, rundete schließlich die Ausfälle der Präsidentin gegen den Richterstand ab.
Dem Agrarsektor warf Kirchner vor, Teile der Weizenernte vorsätzlich zurückzuhalten. Dies habe die Preise für Brot und Mehl in die Höhe geschraubt habe. Sie kündigte aber an, dass sie dies nicht durchgehen lassen werde.
Die Präsidentin lobte das Regierungsmodell, das die Kirchners seit dem Machtantritt von Néstor Kirchner vor zehn Jahren auf den Weg gebracht haben. Die Politik der sozialen Teilhabe, der Wertschöpfung, der verbesserten Wettbewerbsfähigkeit und der Bemühungen für die Einheit der Region gelte es zu vertiefen, meinte Cristina. Das Land stehe viel besser dar, als „einige Zeitungen und TV-Sender“ es zeigten. Sie verteidigte die Rolle des Staates als „großen Verteiler und Bauherr“, damit das Wachstum des Landes sichergestellt werde. Ausdrücklich lobte sie den umstrittenen wie einflussreichen Staatssekretär für Binnenhandel, Guillermo Moreno, für dessen „Verwaltung der Wirtschaft“.
Mit Blick auf globale Zusammenhänge kritisierte Cristina Tendenzen, die versuchten, Südamerika wieder zu einem reinen Lieferanten von Rohstoffen zurückzustufen. Andererseits würden Produktionsstättten in andere Weltregionen verlagert, die billiger produzierten. Morenos Politik der Importkontrollen sei eine probate Antwort darauf. Unternehmer müssten diese Zusammenhänge verstehen. In einem Land, das seine Unabhängigkeit einbüße, könne es letztlich auch keine freie Wirtschaft geben, mahnte die Staatschefin. Ohne ihr „Regierungsmodell“ hätte die Privatwirtschaft nicht die Renditen, die sie heute hat, meinte Kirchner.
Argentinien
Probleme mit Evita-Scheinen
Zentralbank richtet Hotline wegen neuer 100-Peso-Noten ein
Buenos Aires (AT/mc)- Die neuen 100-Peso-Scheine mit dem Konterfei der legendären Evita Perón sind offenbar gewöhnungsbedürftig. Immer wieder gibt es Fälle, bei denen die Banknoten für Falschgeld gehalten und nicht akzeptiert werden. Angesichts solcher Vorkommnisse sah sich die Zentralbank nun veranlasst, noch einmal öffentlich darauf hinzuweisen, dass die neuen Scheine völlig legal seien und dementsprechend auch als Zahlungsmittel anerkannt werden müssten.
Um der Bekanntmachung Nachdruck zu verleihen, richtete die Zentralbank eine Hotline mit der Nummer 0800-999-6663 ein. Dort können Personen Fälle melden, bei denen Evita-Scheine abgelehnt wurden. Geht es nach der peronistischen Nationalregierung, sollen die Noten mit der einstigen Perón-Gattin nach und nach die 100-Peso-Scheine mit dem Kopf des umstrittenen Generals und Präsidenten Julio Roca ersetzen.
Kurios ist in Hinblick auf die Geldscheine in Argentinien indes der Umstand, dass sich die politische Führung trotz anhaltend starker Inflation weigert, größere Banknoten als den 100-Peso-Schein einzuführen. 100 Pesos entsprechen nach offiziellem Wechselkurs gerade einmal 14,38 Euro – und die Lebenshaltungskosten in Argentinien unterscheiden sich gar nicht mehr allzu sehr von denen in Deutschland, wo der Wert des größten Geldscheins 500 Euro (umgerechnet 3475 Pesos) beträgt.
Es scheint, als würde die argentinische Regierung die Einführung eines 200- oder 500-Pesos, wie es der einstige Zentralbankchef Alfonso Prat Gay angeregt hatte, als ein Eingeständnis der Inflation betrachten. So aber müssen nun umso mehr 100-Peso-Scheine produziert werden, was wiederum die Gelddruckkosten in die Höhe treibt.
Argentinien
Moyano greift Regierung an
Streik und Kundgebung aus Protest gegen Lohnsteuer
Einst treuer Verbündeter, heute erbitterter Gegner der Präsidentin: Hugo Moyano.
Buenos Aires (AT/mc) – Gewerkschaftsführer Hugo Moyano hat eine der erstaunlichsten Kurswenden in der jüngsten Geschichte Argentiniens hingelegt. Trommelte der peronistische Anführer der Lkw-Fahrer bei den Wahlen vor zwei Jahren noch dafür, Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner zu wählen, so verkündet er heutzutage das genaue Gegenteil.
„Wir werden uns nicht noch einmal irren“, rief Moyano am Montag seine Anhänger dazu auf, bei den anstehenden Wahlen diesmal gegen die Nationalregierung zu stimmen. Die Kundgebung auf der Plaza de Mayo war der Höhepunkt des landesweiten Streiktages, zu dem Moyano aufgerufen hatte. Dabei ging es offiziell um den Protest der Gewerkschafter gegen die Lohnsteuer, durch die viele Arbeitnehmer ihr Gehalt empfindlich geschmälert sehen.
„Wir sind empört angesichts dieser perversen Steuer“, formulierte Moyano unter dem Beifall der Kundgebungsteilnehmer. Diese mussten auf relativ engem Raum der Rede folgen, da weite Teile des Platzes vor der Casa Rosada durch Zäune abgesperrt waren – sehr zum Ärger Moyanos: „Warum erlaubt die Präsidentin den Arbeitern als den eigentlichen Besitzern der Plaza de Mayo nicht, dort friedlich ihre Meinung kundzutun?“ Den Werktätigen dürfe man nicht mit Angst begegnen, sondern mit Respekt, so der Gewerkschaftsboss.
Seinen politischen Frontenwechsel begründete Moyano damit, dass er vor zwei Jahren nicht hätte ahnen können, dass die Regierung eine derart gegen die Arbeiter gerichtete Politik betreiben werde. Die Lohnsteuer bezeichnete er als große Ungerechtigkeit. Denn durch die (inflationsbedingten) Lohnerhöhungen überschreiten nun nicht wenige Arbeitnehmer den Freibetrag und müssen so die verhasste Abgabe entrichten. Dadurch müssen sie das Mehr-Verdiente gleich wieder an den Staat abtreten und stehen angesichts der Inflation mit weniger Kaufkraft als vorher da.
Der Präsidentin warf Moyano Realitätsverlust vor. „Weiß die Dame etwa nicht, dass die Arbeiter nicht gerne Überstunden machen? Weiß sie nicht, dass es den Arbeitern nicht gefällt, an Feiertagen zu arbeiten und dann am Ende nicht mehr in der Tasche zu haben?“ In diesem Zusammenhang warf der Gewerkschafter der Regierung vor, Rahmenbedingungen zu schaffen, die denen des Neoliberalismus ähnelten.
Zum Abschluss der Kundgebung ermunterte er seine Gefolgsleute, bei den Urnengängen im August und im Oktober mit dem demokratischen Mittel der Stimmabgabe die Regierung wegen deren arbeiterfeindlicher Politik abzustrafen. „Auf dass sie uns nicht noch einmal betrügen.“
Von den Streikmaßnahmen betroffen waren verschiedene Bereiche des öffentlichen Lebens: Da die Müllabfuhr nicht arbeitete, blieben überall auf den Bürgersteigen der Hauptstadt die Müllsäcke liegen. Der Gütertransport ruhte. Die Versorgung mit Heizöl wurde ausgesetzt genauso wie der Verkehr der Langstreckenbusse. Auch die Zeitungsverkäufer nahmen an dem Ausstand teil.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Appell für Gewaltenteilung
Mit einem Appell, die in der Verfassung verankerte Gewaltenteilung zu respektieren, ist vor wenigen Tagen die „Soziale Woche“ in Mar del Plata zu Ende gegangen. Zu dieser hatte die katholische Kirche in die Küstenmetropole geladen, um mit Vertretern verschiedener politischer und gesellschaftlicher Richtungen zu diskutieren. Darunter Repräsentanten des Regierungslagers wie Parlamentspräsident Julián Domínguez, aber auch Oppositionspolitiker wie Ricardo Gil Lavedra (UCR), die peronistischen Abtrünnigen Graciela Camaño und Francisco De Narváez oder die einstige Gesundheitsministerin Graciela Ocaña. Auch die untereinander zerstrittenen Gewerkschafter Antonio Caló und Hugo Moyano waren zugegen. In ihrer Abschlusserklärung verlieh die Sozialkommission der Bischofskonferenz ihrer Überzeugung Ausdruck, dass „wir uns weiter anstrengen müssen, um im vollen Umfang die Teilung der drei Gewalten der Republik im Schoße der Demokratie gewährleisten“. Die Botschaft ist vor dem Hintergrund der jüngsten Bestrebungen des Regierungslagers zu sehen, die Zusammensetzung des Richterrats durch das Votum des Wahlvolkes zu ermitteln. Kritiker betrachten dies als Versuch, parteipolitischen Einfluss auf die Justiz zu nehmen. Der Oberste Gerichtshof erklärte das Reformvorhaben jüngst für verfassungswidrig (wir berichteten).
CFK bei den Militärs
Gleich mit mehreren Gastgeschenken im Gepäck war Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner am Mittwoch zum traditionellen Abenddiner der Streitkräfte erschienen. In Gegenwart des jüngst ernannten Verteidigungsministers Agustín Rossi sowie der neuen Militärführung mit Generalstabschef Luis Carena und Heereschef César Milani an der Spitze verkündete Cristina, dass für die Streitkräfte eine Solderhöhung um insgesamt 24 Prozent vorgesehen sei. Die Anhebung solle schrittweise im August und im Oktober erfolgen. Zudem erklärte die Staatschefin bei der Veranstaltung im Hauptsitz der Streitkräfte in der Comodoro Py, dass die Fabrik für Militärbedarf, „Frabricaciones Militares“, zukünftig wieder dem Verteidigungsministerium unterstellt sein soll. Zuletzt war die Fabrik im Zuständigkeitsbereich des Planungsministeriums angesiedelt. Dort sollten auch Produkte für den zivilen Bedarf hergestellt werden, wie etwa Güterwagons für die Bahnlinie „Belgrano Cargas“. Gerne gehört haben dürften die Anwesenden auch die Ankündigung Cristinas, dass ein Haushaltsposten geschaffen werde, um neue Uniformen zu finanzieren.
US-Spionage
Argentinien ist offenbar auch von der Internet-Spionage betroffen, die der einstige CIA-Techniker Edward Snowden öffentlich machte. Einen entsprechenden Bericht publizierte die brasilianische Zeitung „O Globo“ unter Berufung auf Geheimdokumente. Demnach sei neben anderen lateinamerikanischen Ländern auch Argentinien über mehrere Jahre hinweg Opfer der US-Geheimdienstmaßnahmen geworden. Diese hätten darauf gezielt, Telefongespräche abzuhören und E-Mails wie Chats auszuspähen. Dabei sei es den USA nicht nur um militärische oder sicherheitspolitische Aspekte gegangen, sondern auch um Wirtschaftsgeheimnisse, analysierte „O Globo“. Argentinien sei besonders nach dem Tod des Kirchner-Verbündeten Hugo Chávez im vorigen März in das Blickfeld der US-Schnüffler geraten, so der Bericht. Gleichwohl andere Länder wie Brasilien, Mexiko oder Kolumbien grundsätzlich stärker betroffen gewesen seien. Der Kommentar, den Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner zu der Affäre abgab, fiel deutlich aus: „Mir läuft es eiskalt den Nacken herunter.“
Mit Verwandten ins Rennen
Der Trend geht zum Familienangehörigen auf der Wahlliste: Nicht wenige Bürgermeister in der Provinz Buenos Aires bieten für die kommenden Wahlen ihre Ehefrauen oder Geschwister auf. Auf diese Weise wollen sie gewährleisten, dass sie mit treuen Mitstreitern in den Stadt- und Gemeindeparlamenten vertreten sind. Von den Bürgermeistern, die dem Regierungslager zuzurechnen sind, haben sechs ihre Gattinnen auf den Wahllisten platziert; wie beispielsweise Jorge Ferraresi, der Verwaltungschef von Avellaneda. Drei weitere schicken Geschwister in den Kampf um Wählerstimmen wie etwa Martín Insaurralde. Der Bürgermeister von Lomas de Zamora und Provinz-Spitzenkandidat des Regierungslagers für die Kongresswahlen, hat seine Schwester Alejandra Insaurralde auf Platz zwei der Liste für die Kommunalwahl gesetzt. Aber auch Bürgermeister, die der Opposition zuzurechnen sind, verfahren ähnlich. Beispielsweise Tigre-Bürgermeister Sergio Massa, der seine Schwiegermutter und seinen Schwager auf seinen Wahllisten aufbietet. Insgesamt sind es acht Bürgermeister der Opposition, die auf nahe Verwandte setzen.
60 Flüge abgesagt
Chaos am Hauptstadtflughafen „Aeroparque Jorge Newbery“: Am Mittwoch mussten insgesamt 60 Flüge der beiden staatlichen Fluggesellschaften „Aerolíneas Argentinas“ und „Austral“ abgesagt werden. Grund war ein Totalausfall beim Check-In-System. Die beiden Airlines schoben die Verantwortung weiter an „Telefónica de Argentina“, das Unternehmen, das für die Technik der Abfertigungseinrichtungen zuständig ist. Weder der Check-In der Fluggäste noch die Gepäckaufgabe konnten durchgeführt werden. Letzteres führte dazu, dass keine verlässlichen Angaben zur Gesamtfracht gemacht werden konnten. Ein Umstand, der direkt die Flugsicherheit betrifft. Schließlich orientiert sich die Menge der Treibstoffladung an diesen Daten. Der Stillstand begann um 8 Uhr morgens und dauerte bis 16 Uhr an. Leidtragende waren die vom Warten frustrierten Passagiere.
Jaime in U-Haft
Ricardo Jaime, der einstige Staatssekretär für Verkehr, muss in Untersuchungshaft. Dies ordnete gestern der Richter Claudio Bonadio an, da er große Fluchtgefahr bei dem einstigen Spitzenbeamten sah. Die Maßnahme steht im Zusammenhang mit einem Verfahren wegen Korruptionsvorwürfen. Konkret geht es um Bauarbeiten an der Güterzuglinie „Belgrano Cargas“, bei dem nach Darstellung der Zeitung „Clarín“ ein Aufpreis von 2 Millionen Pesos gezahlt worden sein soll. (AT/mc)
Meinung
Wahlkampfauftakt
Der vorgeschriebene Wahlplan besagt, dass der Wahlkampf für die sogenannten Primär- oder Vorwahlen am gestrigen Freitag begann. In der Tat fing der Wahlkampf bereits an, nachdem die Kandidaten aller Parteien festlagen, die sich eingeschrieben haben, um an an den landesweiten Parlamentswahlen für Deputierte und Senatoren des nationalen Kongresses, der Gliedstaatsparlamente und der Gemeinderäte teilzunehmen.
Erste Umfragen, die mit Vorsicht zu genießen sind, weil viele Kandidaten nicht bekannt sind und sich erst den Wählern vorstellen müssen, zielen auf die Provinz Buenos Aires, die rund 40 Prozent der landesweiten Wählerschaft von knapp über 30 Millionen eingeschrieben Bürgern und Bürgerinnen, darunter 1,6 Millionen zugelassen 16- und 17-jährige Neuwähler, beherbergt.
Die Vorwahlen sollen freilich nur feststellen, welche Kandidaten jeder Partei zugelassen sind. Dank Vorwahlgesetz sollen die Wähler bestimmen, welche Kandidaten sich an der Parlamentswahl am 29. Oktober beteiligen. Das steht indessen in fast allen Parteien jetzt schon fest, weil nur eine Allianz mit vier Kandidatenlisten in der autonomen Stadt Buenos Aires darüber befindet, wogegen alle anderen Parteien nur eine Liste vorstellen. Mit diesem Tatbestand auf Landesebene entpuppen sich die Vorwahlen wie zum ersten Mal 2011 als völlig überflüssig. Die landesweiten Parteiführer bestimmen jeweils ohne parteiinterne Opposition, wer auf den Listen figuriert. In Provinzen und Gemeinden ist das Panorama anders, weil auf lokaler Ebene zahlreiche Parteien mit mehr als einer Liste antreten.
Brisant sind die Vorwahlen nur in der Provinz Buenos Aires. Allgemein wird angenommen, dass in den Gliedstaaten autonome Stadt Buenos Aires und den größten Provinzen Córdoba, Santa Fe, Mendoza und Corrientes die Kandidaten der Regierungspartei „Front für den Sieg“ die Vorwahlen verlieren werden. Die Provinz Buenos Aires wird somit entscheidend sein und zeigen, ob die Regierungskandidaten den Sieg davon tragen oder verlieren werden.
Erste Umfragen geben dem neuen Listenersten, Bürgermeister von Tigre, Sergio Massa, einen deutlichen Vorsprung von 36 Prozent vor dem Regierungskandidaten, Bürgermeister von Lomas de Zamora Martín Insaurralde mit 25 Prozent. Vorerst wird der Vorsprung darauf zurückgeführt, dass Massa bestens bekannt ist, wogegen die meisten Befragten zugeben, Insaurralde nicht zu kennen. Das wird sich nach dem Wahlkampf sicherlich ändern, so dass dieser mit Stimmen aufholen kann. An dritter Stelle rangierte der peronistische Dissident Francisco de Narváez, der vor vier Jahren ebenfalls als Listenerster die Liste von Expräsident Néstor Kirchner überraschenderweise knapp besiegte. Kein Wunder daher, dass derzeit De Narváez seine Wahlkampagne gegen Massa richtet, den er als trojanisches Pferd der Präsidentin kennzeichnet und ihm jegliche Opposition abstreitet, obwohl Massa in der Frage des Wahlkampfes sich deutlich gegen die abermalige Wiederwahl der Präsidentin ausgesprochen hat. Dieses Thema ist nach wie vor entscheidend für den nachfolgenden Wahlkampf für die Präsidentschaft ab 2015, je nachdem eine mit zwei Dritteln der Kongressstimmen einzuberufende verfassunggebende Versammlung bestimmen kann, ob die abermalige Wiederwahl der Präsidentin zulässig ist. Ohne zwei Drittel der Stimmen der Regierungspartei in der Deputiertenkammer und im Senat fällt die Wiederwahl aus und Cristina Kirchners zweite Präsidentschaft erlischt 2015.
Außer dieser zentralen politischen Frage Argentiniens werden die Parlamentswahlen am 27. Oktober entscheiden, ob die Regierungspartei ihre jetzigen Mehrheiten in beiden Kammern behält oder verliert. Bisher gibt es keine landesweiten Umfragen, die Licht auf dieses Thema werfen. Die Parlamentswahlen haben das letzte Wort. Ohne eigene Mehrheiten in beiden Kammern, kann die Präsidentin keine Gesetzesvorlagen im Kongress, wie unlängst mit der Reform des Richterrates, im sogenannten Expressverfahren durchsetzen, indem echte Debatten entfallen und keine Änderungen zugelassen werden, wobei die Ausschüsse ebenfalls im Schnellverfahren handeln. Das bezieht sich auf die politische Handlungsfähigkeit der Regierung in beiden kommenden Jahren. Ob freilich alle Oppositionsparlamentarier jeweils solidarisch gegen die Regierung auftreten, bleibt dahin gestellt. Öfters gelang es der Regierung, die Stimmen einiger Oppositionsparlamentarier zu kaufen. Auch deshalb gewinnen die jetzigen Vor- und Parlamentswahlen an politischer Brisanz.
Meinung
Recht des Stärkeren
Von Stefan Kuhn
Die Debatte ist scheinheilig. Natürlich hat die Bundesregierung gewusst, dass US-Geheimdienste das deutsche Kommunikationswesen ausspähen. Vielleicht war man in Berlin nicht über den Umfang oder Details informiert, vermutlich wollte man das auch nicht so genau wissen. Sicher ist jedenfalls, dass deutsche Geheimdienstler auch von der Datensammelwut ihrer US-Kollegen profitiert haben. Beim Kampf gegen den Terror interessiert es kaum, wie die Tippgeber an die Informationen gekommen sind.
Die Empörung von Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) darf man deswegen nicht allzu ernst nehmen. Inzwischen hat sie auch einen Gang zurückgeschaltet und äußert Verständnis für die Sicherheitsbedürfnisse der Freunde in Übersee. In den USA ist man unbeeindruckt von den Protesten aus den überwachten Ländern. US-Präsident Barack Obama lobte die Arbeit der Nationalen Sicherheitsagentur (NSA) ausdrücklich. Washington fühlt sich im Recht. Es ist das Recht des Stärkeren.
Kaum ein Staat will es sich mit dem Stärkeren verscherzen. Da werden der aus Moskau kommenden Maschine des bolivianischen Präsidenten Evo Morales in Spanien, Frankreich und Italien die Überflugrechte verweigert, weil man in ihr den von den USA gesuchten „Verräter“ Edward Snowden vermutet. Das Flugzeug musste in Wien zwischenlanden und wurde durchsucht. Sollte dies wirklich nicht wegen des diplomatischen Drucks aus Washington geschehen sein, wäre das vorauseilender Gehorsam und fast noch skandalöser.
Man kann wenig gegen diese Macht ausrichten. Eine Möglichkeit sind Strafanzeigen gegen die NSA oder ihren Chef Keith Alexander. In Frankreich hat die Internationale Liga für Menschenrechte bei der Staatsanwaltschaft Paris Anzeige gegen Unbekannt erstattet. Es geht dabei um Straftatbestände wie die vorsätzliche Verletzung der Privatsphäre, das illegale Eindringen in Datenverarbeitungssysteme oder das rechtswidrige Sammeln von Informationen. Die Menschenrechtler wollen dadurch auch Ermittlungen gegen IT-Unternehmen wie Microsoft, Facebook, Yahoo oder Google erreichen. Nach Aussagen Snowdens sollen diese weltweit agierenden Unternehmen die NSA erheblich unterstützt haben. Es müsste in vielen Ländern solche Strafanzeigen geben. In einigen davon könnte es vielleicht auch zu einem Prozess kommen.
Etwas schwieriger ist die Forderung nach einem gesetzlichen Schutz für Whistleblower. In dieser Hinsicht gibt es Definitionsprobleme. Klar, ein Whistleblower ist Jemand, der ohne Eigennutz im öffentlichen Interesse Missstände aufdeckt und dabei seinen Arbeitsvertrag oder auch das Strafgesetz bricht. Doch ab welchen materiellen Zuwendungen fängt der Eigennutz an? Was liegt im öffentlichen Interesse? Wie beurteilt man Missstände? Es ist nicht einfach, einen Whistleblower von einem Wichtigtuer oder gar Spion zu unterscheiden, zumal Spione häufig auch Überzeugungstäter sind.
Am effektivsten wäre ein weltweit organisierter Boykott von Google, Facebook & Co. Laufen denen die Mitglieder davon, laufen ihnen auch die Kunden davon, und die Börsenkurse brechen ein. Beim Geld hört der Spaß auf, da würden diese US-Unternehmen wohl auch ihre patriotische Pflicht der Spähhilfe überdenken. In dieser Hinsicht wird sich allerdings wenig bewegen. Die meisten Google- oder Facebook-Nutzer wissen über die Datensammelwut der Unternehmen Bescheid. Ob die Daten an ein Wirtschaftsunternehmen verkauft oder der NSA zur Verfügung gestellt werden, dürfte einer breiten Mehrheit egal sein. Für die meisten wäre es wohl schmerzlicher, wenn sie ihre paar hundert Facebook-“Freunde“ verlieren würden. Dazu kommt noch, dass sich viele das sicherheitspolitische Totschlagargument angeeignet haben: Unschuldige haben nichts zu verbergen. Sie vergessen dabei, dass man auch als Unschuldiger leicht in ein Raster kommen und zum Verdächtigen werden kann.
Der deutschen Bundesregierung sind in der NSA-Affäre die Hände gebunden. Vielleicht kommt Innenminister Hans-Peter Friedrich (CSU) ja mit ein paar kleinen Zugeständnissen von seiner Aufklärungsreise aus den USA zurück. Das könnte dann für die Bundestagswahlen im September nützlich sein. Einzelpersonen können lediglich glauben, dass sie etwas Gutes getan haben, weil sie ihren Facebook-Eintrag gelöscht oder ihr E-Mail-Konto bei Google aufgelöst haben. Am meisten hat Edward Snowden getan. Nach seinen Enthüllungen werden wohl nur noch die Allerblödesten unter den Terroristen auf moderne Kommunikationsmittel zurückgreifen. Dann wird man auch in Washington merken, dass der Überwachungswahn Zeit-, Geld- und Personalverschwendung ist. Moskau ist das schon länger bewusst. Die kürzlich in Stuttgart verurteilten russischen Spione haben ihre Berichte in Erdlöchern im Wald versteckt...
Meinung
Randglossen
Ebenso wie Sprecher europäischer und anderer Regierungen hat Präsidentin Cristina Kirchner die Ausspähung argentinischer Telefongespräche und anderer Kommunikationen über Internet und E-Mail durch US-Geheimdienste entrüstet abgelehnt. Niemand lässt sich gerne ausspionieren, zumal man nicht weiß, welche Folgen diese Spionage für die Betroffenen haben können. Die weltweit geächtete US-Spionage wird freilich auch im Heimatland USA geübt, wo die Geheimdienste Fischfang betreiben, um verdächtige Informationen zu ermitteln, die mit geplanten Terrorattentaten verbunden sein könnten. Angeblich seien dadurch solche Attentate vermieden worden. Über sonstigen Missbrauch der Spionage ist bisher nichts bekannt geworden. Seit 2001 führt die US-Regierung einen gnadenlosen Krieg gegen Terroristen, bisher weitgehend mit Erfolg im eigenen Land auf Kosten der Schikanierung von Einreisenden und der Überwachung unschuldiger Einwohner. In USA und anderswo.
In Tucumán hat Präsidentin Cristina Kirchner anlässlich der Feier der Unabhängigkeit Argentiniens vor 197 Jahren in der Provinzhauptstadt ihr gestandenes politisches Ziel wiederholt, die Justiz angeblich zu demokratisieren. Dieses Ziel ist ihr freilich misslungen, nachdem der Oberste Gerichtshof das entsprechende Gesetz als verfassungswidrig außer Kraft gesetzt hat. Trotzdem besteht sie darauf. Sie verschweigt freilich, wie sie dieses Ziel verwirklichen kann, solange im Gerichtshof eine massive Mehrheit von sechs gegen eine Stimme vorherrscht. Inzwischen mehren sich die Meinungen von Politikern wie Sergio Massa, dem Bürgermeister von Tigre, die den Gerichtshof loben und damit deutlich Stellung gegen die Regierung beziehen. Die kommenden Oktoberwahlen werden zeigen, wohin der Weg geht. Inzwischen amtieren die obersten Richter und hüten die Verfassung.
Die Frage ist nicht, warum der luxemburgische Premier Jean-Claude Juncker, der dienstälteste Regierungschef der EU, über eine Geheimdienstaffäre gestolpert ist, und es im nach Malta zweitkleinsten Staat der EU wohl bald Neuwahlen geben wird. Die Frage ist, warum ein Staat mit gut einer halben Million Einwohner einen Geheimdienst braucht. Rund 60 Agenten und Agentinnen kümmern sich um die militärische Sicherheit des Großherzogtums. Das ist eine stattliche Zahl, vor allem wenn man bedenkt, dass die luxemburgische Armee nur 790 Mann stark ist, darunter 340 Rekruten und 50 Militärmusiker. Letztere bilden wohl die stärkste Kampfeinheit. Ganz abgesehen von der nicht-existenten militärischen Bedrohung, könnte man mit Pauken und Trompeten selbst bei exakten Informationen des Geheimdienstes keinem Angriff standhalten.
In Wirklichkeit braucht Luxemburg einen stärkeren Geheimdienst. Das Land braucht mehr als 60 Mann/Frau, um die wirklichen Gefahren abzuwenden. Die sind nicht militärischer Natur, sondern eng mit den Finanzämtern der Nachbarstaaten verbunden. Der Wohlstand des Landes steht und fällt mit dem Bankensektor. Den müsste man schützen und alle Bankangestellten ab einer mittleren Gehaltsklasse überwachen. Doch darum kümmerte sich der Geheimdienst offensichtlich nicht. Luxemburgische Schlapphüte waren wohl in eine Bombenanschlagsserie in den 1980er-Jahren verwickelt. Diese hatte keinen terroristischen Hintergrund. Man wollte damit eine bessere Ausrüstung der Polizei anmahnen. Mag sein, dass Juncker über die Hintergründe Bescheid wusste, aber er ist erst seit 1995 im Amt und wird wohl auch die Neuwahlen gewinnen.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 5,425, um 0,18% über der Vorwoche und um 10,15 % über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 38,04 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09. bei $ 5,68, zum 30.12.13 bei $ 6,012, und zum 31.03.14 bei $ 6,37. Der Terminkurs per März 2014 lag um 25,99% über dem Kurs von März 2013. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten $ 8,20. Bei Überweisungen über gleichzeitigen Kauf und Verkauf von Staatsbonds in Dollar, die in Buenos Aires und New York gehandelt werden, war der Kurs letzte Woche zeitweilig niedriger. Dieser Markt ist jedoch wenig transparent, so dass die Kurse für einzelne Geschäfte unterschiedlich sind.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Donnerstag um 4,39% und lag somit um 13,24% über Ende 2012.
***
Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 2,16% und lagen 3,83% unter Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos gingen gegenüber der Vorwoche um 1,69% zurück, lagen dennoch um 1% über Ende 2012. Boden 2015 verloren zur Vorwoche 0,06% und lagen in diesem Jahr mit 6,02% im Plus. Boden 2014 gewannen 0,06% und lagen mit 6,02% im Plus seit Jahresanfang, und Global 2017 Arg. verloren 0,65% und lagen bei 14,12% im Minus seit Jahresende 2012.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 149,00 (Vorwoche $ 144,19) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 212,85 (Vorwoche $ 205,98).
***
Der Index der Konsumentenpreise, den die parlamentarische Opposition auf der Grundlage des Durchschnittes privater Berechnungen ermittelt, weist im Juni eine Zunahme von 1,93% aus, und in 12 Monaten zum Juni eine von 23,78%.
***
Das Wirtschaftsministerium sieht für 2013 ein BIP-Wachstum von 4,4% vor, weit über den 3%, den (optimistische) private Ökonomen schätzen. Das bedeutet, dass der Staat 2014 wieder den Coupon zahlen muss, der an das BIP-Wachstum gebunden ist und ab einer Zunahme von 3,26% gezahlt wird. Fachleute zweifeln jedoch an der offiziellen Berechnung, wobei die Aufblähung bestimmter Zahlen (besonders Dienstleistungen) die Staatskasse über u$s 3,5 Mrd. kosten würde.
***
Ein deutsches Gericht hat die Klage eines Inhabers argentinischer Staatsbonds zurückgewiesen, der die Awendung der Klausel “pari passu” forderte, wie sie Richter Thomas Griesa in einem Urteil den USA angeordnet hat, gegen das die argentinische Regierung Berufung eingelegt hat, so dass der Fall noch nicht entschieden ist. Diese Klausel bedeutet, dass den Holdouts im gleichen Verhältnis und zur gleichen Zeit wie den Inhabern der umgeschuldeten Bonds gezahlt werden muss.
***
Das Handelsgericht Nr. 1 von Madrid hat sich bei einer Klage von Repsol gegen YPF, Bridas und Chevron zuständig erklärt, die sich auf die Konfiskation von YPF-Aktien im Besitz von Repsol bezieht, wobei bestimmte Aktiven, wie das Schiefergaslager “Vaca muerta” als direktes Eigentum von Repsol bezeichnet werden. Repsol verstärkt auf diese Weise den Druck auf die argentinische Regierung, damit sie eine Entschädigung zahlt, die die Firma auf u$s 10,5 Mrd. beziffert.
***
Landwirtschaftsminister Norberto Yauhar betrachtete die Drohung von Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno, das Versorgungsgesetz bei Exporteuren u.a. anzuwenden, die Weizenbestände halten, als erfolgreich, da daraufhin der Weizenpreis gesunken und der Mehlpreis um 25% bis 28% gefallen sei. Dennoch ging der Weizenpreis für Juli-Lieferungen nur um 20%, von u$s 520 auf u$s 406 pro Tonne zurück, wobei Weizen an der Getreidebörse von Chicago zu u$s 249,50 notierte, 40% unter dem internen argentinischen Preis, der immer noch der weltweit höchste ist.
***
Der Import von Energieprodukten, an erster Stelle Gas, aber auch Benzin, Dieselöl und Strom, erreichte im Juni laut Angaben des Zollamtes u$s 1,76 Mrd., gegen u$s 1,40 Mrd. im Mai. Im ersten Halbjahr waren es u$s 6,6 Mrd., 32% mehr als im Vorjahr und über drei Mal so viel wie 2010 (u$s 2,1 Mrd.). Der zunehmende Import hängt direkt mit der sinkenden lokalen Produktion zusammen. Die Förderung von Erdöl lag in 4 Monaten 2013 um 5,6% unter dem Vorjahr, und die von Gas war um 7,4% niedriger. Ebenfalls hat sich im Juni der Umstand ausgewirkt, dass die Stromerzeugung des grossen Wasserkraftwerkes Yacyretá wegen des Hochwassers um 20% verringert werden musste. Schon 2012 war die Förderung zurückgegangen, um 4,3% bei Erdöl und um 6,2% bei Gas. Der Staat musste laut Angaben des Verbandes für Budgetstudien ASAP in 5 Monaten 2013 $ 25,82 Mrd. für Energiesubventionen aufwenden, 80% mehr als im Vorjahr.
***
Nachdem Leandro Despouy, Leiter der vom Parlament abhängigen Kontrollstelle “Auditoría General de la Nación” erklärt hat, dass das Zollamt den Drogenhandel nicht kontrolliere, wobei die “scanners” an den Häfen das Rauschgift in Containern nicht feststellten, anwortete die Generaldirektorin des Zollamtes María Siomara Ayerán auf diese Kritik, die sie als unbegründet bezeichnete. Das argentinische Zollamt sei von der internationalen Zollorganisation (OMA) geprüft und gelobt worden, wobei es als führend bei der Einführung von Kontrolltechnologien bezeichnet wurde. In der Tat ist das Zollamt punkto Informatik sehr fortgeschritten. Die Kontrolle des Rauschgifthandels ist jedoch etwas anderes. Die Zolldirektorin sagte, 2012 seien 2.198 kg Kokain beschlagnahmt worden, 63% mehr als im Vorjahr, plus 6.547 kg Marihuana (+21%) und 51.940 Einheiten “Extasis” u.a. Drogen (+214%).
***
Der Verkauf von Baumaterialien hat sich im vergangenen Monat erneut um 1,8% erholt. Der Index Construya, der auf Grund des Umsatzes der grössten Unternehmen auf diesem Gebiet aufgestellt wird, weist für den Juni einen innerjährlichen Anstieg von 4% aus.
***
Die Provinzregierung von Buenos Aires hat den Konzessionsvertrag mit der Firma Coviares aufgehoben, der sich auf die Betreibung der Autobahn von Buenos Aires nach La Plata bezieht, die jetzt auf das provinzeigene Unternehmen “Autopistas de Buenos Aires S.A.” (Aubasa) übergeht. Die Provinzregierung beschuldigt Coviares, den Konzessionsvertrag in vielen Aspekten verletzt zu haben. Das Grundproblem besteht jedoch im Tarif, der politisch festgesetzt wird und sich nicht an den Vertrag hält. Wenn der Konzessionär weniger einnimmt, dann muss er eben irgendwo sparen, meistens zunächst bei der Instandhaltung. Es handelt sich um einen weiteren Schritt in Richtung Staatswirtschaft. Gouverneur Scioli hat hier im Sinne von CFK gehandelt.
***
Im Rahmen des Programmes Pro.Cre.Ar. wurden 30.650 Wohnungsbauten auf eigenen Grundstücken eingeleitet, die einen Kreditbetrag von insgesamt $ 8,17 Mrd. beanspruchen. Hinzu kommen noch 57.150 Personen, die Anträge bei der Hypothekenbank eingereicht haben, plus 35.200 weitere, die schon sortiert wurden und auf die effektive Kreditgewährung warten. CFK sagte, vorgesehen sei, dass sich Ende dieses Jahren 85.000 Wohnungen in Bau befänden. Dieses Programm verleiht dem Bau von Sozialwohnungen einen grossen Impuls. 2011 wurde im ganzen Land nur ca. 20.000 Hypothekarkredite für Wohnungen von Banken gewährt, von denen 70% auf staatliche Banken entfielen. Der Zinssatz lag bei durchschnittlich 20%, und die Laufzeit des Kredites zwischen 12 und 15 Jahren. Beim Programm Pro.Cre.Ar. sind die Zinsen niedriger und die Laufzeiten viel länger, wobei die ANSeS auch bedeutende Mittel aus ihrem Sonderfonds bereitgestellt hat.
***
Die Consulting-Firma abeceb, geleitet vom Ökonomen und ehemaligen Staatssekretär für Industrie Dante Sica, hat folgende Berechnung des BIP ab 2002 bekanntgegeben: 2003: +2,6%; 2004: +6,3%; 2005: +4,2%; 2006: +4,7%; 2007: +6,7%; 2008: +5,5%; 2009: -0,7%; 2010: 7,9%; 2011: +3,4%; 2012: 0,7%. Das ergibt für 10 Jahre eine Zunahme von 38,5%, etwa halb so viel als offiziell angegeben wird.
***
In 12 Monaten per Ende Juni 2013 stieg die monetäre Basis (Bankonten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) um 29,14% und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen) um 30,67%. Der jährliche Expansionsrhythmus ist in den letzten Monaten zurückgegangen, nachdem er fast 40% erreicht hatte. Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in der gleichen Periode um 32,10%, wobei Girodepositen um 23,73%, Sparkassendepositen um 46,91% und Fristdepositen um 33,51% zunahmen. Bei Fristdepositen stiegen Depositen auf bis zu 60 Tagen um 45,14%, von 60 auf 90 Tage um 85,95%, und von 90 auf 179 Tage um 5,08%. Bei längeren Fristen nahmen die Depositen ab. Die Gefahr, dass Depositen kurzfristig abgehoben werden, hat somit zugenommen. Die gesamten Kredite in Pesos nahmen um 39,27% zu, also mehr als die Depositenzunahme.
***
Die Präsidentin CFK erklärte am 9. Juli in Tucumán, dass die Wirtschaft im April 2013 ein interanuelles Wachstum von 7% ausgewiesen habe. Das ist allgemein auf Skepsis gestossen, auch wenn man berücksichtigt, dass April 2012 sehr niedrig lag. Sie fügte dann hinzu, dass die Bauwirtschaft in der gleichen Periode um 7,7% zugenommen habe, und dass das Handelsbilanz im Juni (mit u$s 1,14 Mrd.) einen um 26% höheren Überschuss als im Vorjahr ausgewiesen habe, so dass im 1. Halbjahr ein Plus von u$s 4,94 Mrd. erreicht worden sei (der jedoch um 32,6% unter dem der gleichen Vorjahresperiode von u$s 7,34 Mrd. liegt). Schliesslich stellte sie in Aussicht, dass wieder dem Benzin Alkohol (das als Nebenprodukt des Zuckerrohrs erzeugt wird) beigemischt werde. Das wurde 1980 eingeführt, später jedoch wegen der hohen Fiskalkosten aufgegeben. Damals wurde bei Alkohol die Benzinsteuer erlassen, die über 60% liegt. Ausserdem bestand damals ein Überschuss an Zuckerrohr, so dass die Fabriken diesen Rohstoff für die Alkoholproduktion billiger kauften.
***
Ein neuer Bonds über $ 2,5 Mrd. (Bonar 2019), sowie die Verlängerung eines Darlehens der Banco Nación über $ 2 Mrd., sind die Finanzinstrumente, auf die das Schatzamt zurückgtreift, um den finanziellen Bedarf dieses Jahr zu decken. Der Fälligkeitstag der Bonar 2019 wurde am 10. Juni 2019 festgelegt. Die Auszahlung erfolgt vollständig an diesem Tag, während die Zinsen quartalsmässig jeweils am 10. März, dem 10. Juni, dem 10. September sowie dem 10. Dezember ausgezahlt werden. Der jährliche Zinssatz entspricht der Badlarrate (der Zinssatz, der von den Banken für Depositen über 1 Mio. bezahlt wird, der aktuell bei 16,75% liegt) plus 3%, insgesamt somit 19,75%. Des weiteren wurde erst in diesen Tagen die Verlängerung eines Darlehens zwischen dem Schatzamt und der Banco Nación auf weitere 24 Monate bekanntgegeben. In diesem Falle entspricht der Zinssatz der Badlarrate zusätzlich 1%. Beide Massnahmen wurden im Amtsblatt vom 8.07.2013 veröffentlicht.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Kuba will angeblich die seit 1994 geltende Doppelwährung abschaffen, die seit 1994 besteht. Die Koexistenz von zwei Zahlungsmitteln sei «eines der größten Hindernisse für den nationalen Fortschritt», sagte Präsident Raúl Castro vor dem Parlament. Einen Zeitpunkt für die Reform nannte er allerdings nicht. Neben der offiziellen Landeswährung „Peso cubano” (CUP) gilt im Zahlungsverkehr auch der Peso convertible (CUC). Dieser ersetzte 1994 den US-Dollar als zweites Zahlungsmittel. Seit Jahren spaltet die Doppelwährung auch die Gesellschaft in zwei Parallelwelten. Viele Kubaner erhalten Geldzuwendungen in CUC von Verwandten im Ausland - andere müssen sich dagegen mit den staatlichen Monatsgehältern und -Renten von umgerechnet u$s 20 im Schnitt begnügen. (dpa)
***
Der Internationale Währungsfonds senkte die Wachstumsprognose für Brasilien: 2013 soll der Wert nun bei 2,5% liegen, 2014 3,2% erreichen. Die Änderung beträgt 0,5% bzw. 0,8%. Laut dieser Aktualisierung der Prognosen, die im World Economic Outlook (Datenbasis des IWF) verzeichnet und am Dienstag veröffentlicht wurde, würde das Wachstum in 2013 trotzdem besser sein als im Vergleich zum Vorjahr 2012.
***
Der US-Einzelhandelsriese Wal Mart ist wichtigster Arbeitgeber in Lateinamerika. Ein Bericht der Unternehmensberatung Latin Trade beziffert die Anzahl der Mitarbeiter in 2012 auf 624.025 Menschen in Argentinien, Brasilien, Chile und Mittelamerika. Unter den zehn grössten Arbeitgebern befindet sich ebenfalls die chilenische Einzelhandelsgruppe Cencosud. Vergangenes Jahr hat Cencosud ihre gesamtlateinamerikanische Belegschaft um 20% aufgestockt; der grösste Sprung in ihrer Geschichte.
***
Venezuela verzeichnete im Juni eine Inflationsrate von 4,7%. Auf die letzten 12 Monaten kumulliert liegt die Jahresinflation bei 39,6%, ein Rekordwert seit 2008, berichtete die Zentralbank. Zwar ging die Inflation vom Spitzenwert des Monats Mai von 6,1% zurück, aber die Stagflation scheint ein deutliches Problem für die Regierung unter Nicolas Maduro zu sein.
***
Geschäftsnachrichten
Mann Filter
Im Werk von Ferreyra, in der Provinz Córdoba, hat dieser Fabrikant von Filtern für Kfz (für Luft, Öl und Kraftstoffe) mit der Herstellung solcher Filter für Fiat begonnen.
BlackBerry
Dieser Hersteller von Mobiltelefonen hat in der Provinz Tierra del Fuego ein technologisches Ausbildungszentrum errichtet. Das Programm wird gemeinsam mit der lokalen Universität durchgeführt, und hat sich als Ziel die Entwicklung neuer Programme für ihre eigenen Handys gesetzt.
Research AG
Diese argentinische Firma, die sich in der Produktion von Reagenzien und Hilfsstoffen für die Pharmaindustrie spezialisiert hat, exportiert bereits einen Teil ihrer Produktion nach Uruguay, Bolivien und Paraguay. Um den Bedarf auf den internationalen Märkten zu befriedigen, wurde eine Investition in Höhe von $ 1. Mio. durchgeführt. Das Werk ist in der Gemeinde Tigre angesiedelt.
Sheraton Hotel
Diese internationale Hotelkette hat in Tucumán ein neues Fünf-Sterne-Hotel eingeweiht, mit 124 Zimmern und einem Konferenzsaal für 2.000 Personen. Das Hotel beschäftigt 180 Personen. Am 9. Juli besuchte Präsidentin Cristina Kirchner das Hotel anlässlich ihrer Anwesenheit in dieser Provinz wegen der Feier des Nationaltages.
Wyndham Hotel Group
In der Stadt Luján hat diese Hotelgruppe ihr dreissigstes Haus des Franchise-Unternehmens Howard Johnson in Argentinien eröffnet. Hierfür wurden $ 120 Mio. investiert. Der Geschäftsführer von WHG, Eric Danziger, betonte, dass Argentinien und Mexiko lateinamerikaweit die Länder mit den meisten Hotels der Marke seien. Danziger setzt darauf, dass weitere Häuser dieser Gruppe in Argentinien eröffnen werden.
Toyota Tsusho und Orocobre
Argentinien erhöht in Zukunft ihre jährliche Lithiumproduktion von 2000 t auf 17.500 t, sagte Industrieministerin Débora Giorgi zum Abschluss einer Dienstreise nach Japan, wo die Republik Argentinien Investitionsverträge mit der japanischen Toyota Tsuho und der australischen Orocobre über insgesamt u$s 229 Mio. unterschrieben hat. Das Erz soll in Salar de Olaroz, Provinz Jujuy, gefördert werden.
Gnvgroup
Dieses Immobilienunternehmen hat das Projekt „Madero Harbour” in Angriffgenommen, das eine Investition von $ 243 Mio. im Bau von drei Hochhäusern im Stadtteil Puerto Madero vorsieht. Eines ist für Wohnungen bestimmt, die mit einem Hoteldienst (benannt „Harbor House”) versehen werden, und die zwei weiteren für Büros. Der Präsident des Konzerns, Alejandro Ginevra, wies darauf hin, dass die Preise bei $ 38.000 pro qm liegen werden.
Banco BBVA Francés
Diese Bank, eine Filiale der spanischen BBVA, hat von der Firma Consultatio (von Eduardo Constantini) 23 der 33 Stockwerke eines zu bauenden Hochhauses an der Ecke Leandro N. Alem und Córdoba gekauft. Die Bank investiert hier $ 1,2 Mrd., und will ihre Zentralverwaltung in diesem Gebäude konzentrieren, gab Bankpräsident Ricardo Moreno bekannt. Die Bank erhält 34.000 qm, und die Einweihung ist für 2015 vorgesehen.
Sanofi Pasteur
Die für Impfungen zuständige Abteilung Pasteur des Pharmaunternehmens Sanofi investiert E 1,3 Mio., um die Produktionskapazität des eigenen Werkes in Pilar zu steigern. Die Gelder sollen sowohl in der Laborerweiterung, wie auch in den Bau eines neuen Gebäudes gehen. Wie der Generaldirektor von Sanofi Pasteur für die südlichen Staaten des Kontinents, Benoit Escoffier, sagte, setzt sein Unternehmen stark auf Argentinien. Weitere E 2,25 Mio. sollen in den nächsten fünf Jahren an Ausrüstungen für die Bereiche Produktion, Qualitätskontrolle und Lagerung fliessen.
Corporación America
Dieses Holding übernahm die italienische ATA, bislang für die Verwaltung des Flughafens von Milano-Linate zuständig. Somit besitzt dieser von Eduardo Eurnekian geführte Konzern jetzt ein zweites Standbein in Italien, nach der Übernahme im Jahr 2007 der Verwaltung des Flughafens von Trapani, in Sizilien. Milano Linate ist Europas drittwichtigster Flughafen bezüglich der Anzahl an Privatflügen. Corporación América plant für die nächsten fünf Jahre Gesamtinvestitionen in einer Höhe von E 20 Mio. Mit Hinblick auf die Expo Milano 2015 soll ein neuer Hangar entstehen.
Telecom
Dieses Telefonunternehmen berichtet, dass es in den letzten 5 Jahren $ 16 Mrd. in Argentinien investiert habe. 2013 werden die Investitionen $ 4,7 Mrd. ausmachen, 45% mehr als 2012. Das Netz für Mobiltelefonie wird technologisch erneuert, so dass die Kapazität für 3G bis Jahresende verdoppelt und optische Faser im ganzen Land eingeführt wird. In 1.600 Ortschaften finden Verbesserungen statt, mit 900 neuen Antennen, 2.200 modernisierten Anlagen und 2.600 anderen Investitionsobjekten, die sich auf Fernverbindungen und Infrastruktur beziehen. Telecom verfügt über 27 Mio. Kunden bei fester Telefonie (Telecom), Mobiltelefonie (Personal) und Breitbandsystem für Internet (Arnet).
Mabe
Diese mexikanische Firma, die eine Fabrik in Argentinien betreibt, hat $10 Mio. für die Herstellung neuer Kühlschränke mit no frost Technologie von 424 Liter Kapazität (bisher betrug die Kapazität nur 290 Liter) investiert. Die Geräte des höheren Preissegments werden im eigenen Werk in Haedo, in der Provinz Buenos Aires erzeugt. Das Projekt wird im Rahmen der Politik der Importsubstitution durchgeführt, und soll Mabe ermöglichen, bis zu $ 150 Mio. an Importen zu sparen. Mabe hat zwischen 2004 und 2013 schon $ 162 Mio. investiert, und produziert Eisschränke, Waschmaschinen, Herde uund Geräte für die Ausstattung von Haushalten, besonders der Küchen. Mabe betreibt zwei Fabriken im Vorort Haedo, eine für Waschmaschinen und die andere für Herde, beide mit einer Kapazität von je 300.000 Einheiten pro Jahr, und eine in San Luis, mit einer Kapazität von 320.000 Eisschränken pro Jahr. Insgesamt beschäftigt das Unternehmen 724 Personen. Die Produkte werden mit Marken Mabe, Patrick und GE (General Electric) vertrieben.
Papelera del NOA
Die seit Jahren geschlossene Papierfabrik Massuh, in Quilmes, bei der Bundeshauptstadt, ist letzten Mittwoch vom argentinischen Unternehmen Papel Pampa übernommen worden, das sich zu 40% im Besitz von Papelera del NOA befindet (kontrolliert von Juan Cruz Adrogué, der auch das Skizentrum Chapelco kontrolliert), zu 26% in Händen des spanischen Investment-Fonds MW Gestora, und zu 24% direkt im Besitz von Adrogué. Massuh wurde am vergangenen 16. Juni öffentlich versteigert. Der Grundpreis wurde zunachst auf $ 24 Mio. festgesetzt, dann auf $ 12 Mio. herabgesetzt und schliesslich wurden Gebäude und Anlagen zu $ 4,3 Mio. zugeteilt. Die neuen Inhaber hatten schon im Jahr 2001 die ehemalige Celulosa Jujuy übernommen, und haben daher Erfahrung auf dem Gebiet der Zellulose- und Papierfabrikation. Die Firma Massuh geriet vor einigen Jahren in Schwierigkeiten, und die Fabrik wurde 2009 vom Staat übernommen, in Papelera Quilmes umgetauft, und direkt von Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno verwaltet, der jedoch nach einem hohen Verlust, der die Staatsfinanzen belastete, schliesslich aufgeben musste. Es handelt sich im Wesen um eine veraltete Fabrik, mit kleinen Papiermaschinen, die mehr Arbeit und Energie pro Tonne Papier beanspruchen als die grösseren, die jetzt allgemein eingesetzt werden, so dass die Konkurrenzfähigkeit fragwürdig wurde. Die neuen Besitzer sehen Investitionen in Höhe von $ 25 Mio. bis 2017 vor, um die Fabrik mit neuen Maschinen auszustatten.
Wirtschaftsübersicht
Wirtschaftspolitik im Schatten der Wahlen
Die kommenden nationalen Wahlen, zunächst interne im August, die sich auf gleichzeitige Wahlen innerhalb der Parteien beziehen, und dann im Oktober für Deputierte und Senatoren, haben eine entscheidende politische Bedeutung. Die internen Wahlen werden die Präferenzen der Wähler darstellen, wobei der wichtigste Aspekt darin besteht, ob in der Provinz Buenos Aires der abtrünninge Peronist, Sergio Massa, der bis vor kurzem auch zur Regierungkoalition „Frente para la Victoria” gehörte und sogar Kabinettschef unter CFK war, mehr Stimmen gegenüber dem Regierungskandidaten Martín Insaurralde hat oder nicht, und auch, wie hoch die Differenz ist. Die Umfragen zeigen vorerst, dass Massa mit Abstand gewinnt, was für die Präsidentin eine Ohrfeige wäre, mit politischen Konsequenzen. Dies umso mehr, als auch in der Bundeshaupstadt, in Santa Fé, Córdoba, Mendoza und Santa Cruz die Aussichten nicht gut für die Regierungspartei sind.
Massa stellt sich klugerweise nicht als Antikirchnerist auf, wie Francisco de Narváez, der eine andere peronistische Gruppe leitet, sondern er plädiert für eine neue Etappe, und heisst Peronisten verschiedener Richtungen und auch andere willkommen. Für bisherige Anhänger von CFK ist der Übergang auf Massa somit einfach und unproblematisch. Den Peronisten geht es im Wesen um Macht und Machtnähe, und sie haben einen klaren Spürsinn, wenn es darum geht, festzustellen wer der nächste Mächtige in der Partei sein wird. Schon nach den Wahlen von 2003, als klar wurde, dass Menem in einer zweiten Runde gegenüber Kirchner verlieren würde (obwohl er in der ersten 24% der Stimmen erreichte, gegen 22% von Kirchner), haben viele treue Menemisten, wie z.B. der Bürgermeister von Ezeiza, Alejandro Granados, Menem verlassen und Kirchner unterstüzt. Das zeigt deutlich, wie die Politik in Argentinien funktioniert.
Das Ergebnis der internen Wahlen überträgt sich dann im Oktober auch auf die Wahl für Deputierte und Senatoren, wobei jedoch dann die Kandidaten, die wenig Stimmen bei der Internwahl erreicht haben, faktisch verschwinden. Viele Wähler von de Narváez und auch andere, bei denen die Schwächung von CFK absoluten Vorrang vor anderen Wahlmotivationen hat, dürften dann auf Massa in der Provinz Buenos Aires u.a. Oppositionskandidaten in den Provinzen übergehen, was zu einer Wahlschlappe für die Regierungspartei führen würde. Die Präsidentin hätte von da an eine schwache Position, und wäre was die Amerikaner als “lame duck” (“lahme Ente”) bezeichnen. Und das macht die Regierungstätigkeit noch schwieriger, als sie ohnehin schon ist, ganz besonders für CFK und ihre Mannschaft, die keinen Sinn für echten Dialog, Suche nach Kompromissen und eventuell auch Mitwirkung der Opposition in der Regierung haben. Auch wenn CFK eigentlich ohne Kongress regieren kann, wirft eine oppositionelle Mehrheit einen dunklen Schatten auf die Regierung.
Doch viel schlimmer als diese Schwächung der Regierung ist der Umstand, dass CFK und ihre hohen Mitarbeiter dann keinen Schutz mehr bei bösen Korruptionsprozessen haben. Die Richter werden sich gezwungen sehen, die Verfahren gegen die Präsidentin, den Vizepräsidenten und viele hohe Beamte weiterzuführen, weil sie sonst gelegentlich vom Richterrat abgesetzt werden können. Sie werden sich bemühen müssen, dass der schwarze Peter nicht bei ihnen hängen bleibt. Die Tatsache, dass die gigantische Korruption dieser Regierung jetzt offengelegt, nachgewiesen und vom Journalisten Jorge Lanata an die grosse Glocke gehängt wird, zeigt schon, dass der Wind von einer anderen Seite weht.
All dies ist der Regierungsführung gewiss bewusst. Man kann somit annehmen, dass CFK und ihre Truppe kämpfen werden, um dem Schicksal zu entgehen, das ihnen bei den Prozessen droht. Die Frage ist, wie weit dann wilde Demagogie betrieben wird, u.a. durch Schenkung von Staatsgeldern, sei es über Sozialprogramme oder einfach, um Politiker bei der Stange zu halten, damit sie für die Regierungspartei kämpfen. Das Problem, das sich gegenwärtig dabei stellt, besteht darin, dass ohnehin schon zu viel ausgegeben wird, und die monetäre Expansion gefährlich hoch ist und bei einer weiteren Zunahme zu einer Explosion führen kann, eventuell vor den Wahlen. Das bedeutet Zunahme der Inflationsrate (was schon im Juni eingetreten ist), Verschärfung der Zahlungsbilanzkrise, eine rezessive Wirkung auf die Wirtschaft und eine Paralisierung der privaten Investitionen, ganz besonders (aber nicht nur) der ausländischen, die bei der Erdölwirtschaft und anderen Bereichen unerlässlich sind. Bei dieser Entwicklung kommen sofort neue Lohnforderungen auf, mit zunehmenden sozialen Konflikten, was die Inflation auch von dieser Seite anheizt. Bei einer so eigenwilligen, irrationalen und wirklichkeitsfremden Person wie CFK besteht stets die Gefahr, dass sie in diesem Sinn handelt, bis zum bitteren Ende, stets in der Erwartung, dass sich die Wirklichkeit gegenüber ihrem Willen beugt, wobei niemand sie daran hindern kann.
Eine Krisensituation, wie die beschriebene, würde das Ergebnis der Wahlen für die Regierung noch mehr verschlechtern. Doch die andere Möglichkeit ist für CFK sehr schwierig. Sie müsste sich an erster Stelle um Inflationsbekämpfung bemühen, Staatsausgaben drastisch kürzen, die Lohnpolitik verhärten, Streiks bei öffentlichen Diensten nicht zulassen, und besonders Gewaltausbrüche (wie beim Eisenbahnerstreik der Vorwoche) nicht zulassen. In diesem Sinn ist die Verhaftung von über zwanzig Personen, die mit grosser Gewalt vorgegangen sind (und u.a. sich bemüht haben, Geschäftslokale in Brand zu setzen) ein klares Signal, das Staatssekretär Sergio Berni gesetzt hat. Doch um dies zur Regel zu machen, fehlt noch ein grosses Stück.
Die Präsidentin müsste sich auf alle Fälle nach verlorenen Parlamentswahlen bemühen, für die fehlenden zwei Jahre eine Art Koalitionsregierung zu bilden, im Hinblick auf den Übergang zur nächsten Regierung, die voraussichtlich von der Opposition, aber eventuell auch von der Regierungspartei, mit oder ohne Partnern, gestellt würde. Kein Politiker und keine Partei mit guten Chancen bei den Präsidialwahlen vom Oktober 2015 will eine chaotische Lage erben, auch wenn dies zunächst zum Wahlsieg beiträgt. Allein, für Cristina Kirchner ist ein Koalitionsschema undenkbar. Sie hat von ihrem verstorbenen Gatten ein anderes Konzept des politischen Handelns übernommen, mit totaler und brutaler Machtausübung, und Konzentration der Entscheidungen auf ihre Person. Und genau das kann ihr zum Verhängnis werden.
Wirtschaftsübersicht
Bergbau mit Schwierigkeiten
Argentinien verfügt über zahlreiche bedeutende Vorkommen von metallischen Erzen, an erster Stelle Kupfer und Gold, dann auch Lithium und, in kleineren Mengen, seltenere Metalle, wie Mangan und Molibdän (dessen Preis sich verzehnfacht hat, seit festgestellt wurde, dass es dem Stahl besondere Eigenschafen verleiht, die sehr geschätzt werden). Chile hat seit vielen Jahrzehnten die Ausbeutung von Kupfer vorangetrieben, während Argentinien bis in die 90er Jahre des vorigen Jahrhunderts den Bergbau vernachlässigt hat. Dabei war es von vorne herein klar, dass die Andenkordillere eine geologische Einheit bildet und es nicht logisch war, anzunehmen, dass die Erzlager nur auf der chilenischen Seite bestünden.
Das Kernproblem in Argentinien bestand in dem militärischen Amt „Fabricaciones Militares”, das viel Forschung auf dem Gebiet des Bergbaus vollzogen hatte, die Lager dann im staatlichen Register eintrug und für sich auf unbestimmte Zeit reservierte, und niemand anders heran liess. Wie der Salathund, der den Salat zwar nicht frisst, aber anderen den Zugang verwehrt.. Die Militärs waren unfähig, Partner zu finden, die die finanziellen und technologischen Mittel beigesteuert hätten. Dabei hätten sie als passive Minderheitspartner ein gutes Geschäft für „Fabricaciones Militares” machen können und auch interessante Direktoriumsposten für Generäle i.R. erhalten können. Diese Gelegenheit haben sie verpasst.
Die Entwicklung des Bergbaus ist Menem zu verdanken
Erst unter Menem kam der Durchbruch. Die neue Gesetzgebung (die Daniel Meilan inspiriert hat, der zuerst Unterstaatssekretär und dann Staatssekretär für Bergbau war) hat die Reservierung von erforschten und gemeldeten Lagern zeitlich begrenzt, womit sie Fabricaciones Militares verlor und sie privat zugeteilt werden konnten. Ausserdem wurden Beschränkungen für Auslandsunternehmen abgeschafft, die diesen untersagten, in Grenzgebieten tätig zu sein, wo sich viele Erzlager befinden. Der Bergbau erhielt Steuerstabilität, was bedeutet, dass ein einmal genehmigtes Objekt nicht nachträglich mit neuen und/oder erhöhten Steuern belastet werden konnte. Dem haben sich auch die Provinzen angeschlossen.
Über diesen Punkt bestehen gegenwärtig Konflikte. Einmal hat die Regierung auf Initiative von G. Moreno vor enigen Jahren einen Exportzoll auch für bestehende Unternehmen eingeführt, der zur Zeit der Gewährung der Konzession nicht bestand. Und jetzt ist noch der Fall der Provinz Santa Cruz hinzugekommen, die eine Steuer von 1% auf die Erzreserven der Bergbauunternehmen eingeführt hat. Die Kirchner-Regierungen, und auch andere, die nicht zur Regierungsgruppe gehören (wie der Gouverneur von Santa Cruz, Daniel Peralta) nehmen es eben mit der Rechtsordnung nicht so genau. Bergbau ist eine Tätigkeit mit hohem Risiko: gelegentlich verlieren die Unternehmen viel Geld, und dann verdienen sie in anderen Fällen sehr viel. Wenn die Regierungen in diesen sich den Gewinn aneignen wollen, indem sie nachträglich Steuern schaffen, dann geht die Gleichung gesamthaft nicht mehr auf. Die Steuerstabilität ist eine Voraussetzung „sine qua non” für den Bergbau.
Unter Menem bestand allgemein eine kapitalfreundliche Haltung, mit guten Beziehungen der Welt und einer deutlich privatwirtschaftlichen Einstellung, mit Dialog zwischen Regierung und Unternehmen. Das ist heute nicht mehr der Fall. Es kam damals zu mehreren grossen Investitionen, von denen „La Alumbrera” in Catamarca (Kupfererz und Gold) und Cerro Vanguardia in Santa Cruz (Gold) zu den bedeutendesten gehören. Laut Bergbausekretariat bestehen insgesamt um die hundert Erzvorkommen, die ausgebeutet werden. Für das Land stellt der Bergbau einen bedeutenden Beitrag zur Handelsbilanz dar, ebenfalls zu den Steuereinnahmen (Gewinnsteuer, MwSt. u.a.) und selbstverständlich zum BIP-Wachstum. Im Jahr 2012 wurden Bergbauprodukte für u$s 5,27 Mrd. exportiert, in Dollar 2,2% weniger als im Vorjahr, aber in Mengen 10,3% mehr, weil der Preisrückgang schon eingesetzt hat. Da sich dies dieses Jahr verschärft hat, kann mit einem niedrigeren Exporterlös für 2013 gerechnet werden, sofern dies nicht durch höhere Produktion ausgeglichen wird. Bergbausekretär Jorge Mayoral erklärte Ende 2012, dass die gegenwärtige Goldproduktion von 60 Jato binnen 7 Jahren verdoppelt werde. Hoffentlich! Argentinien exportiert schon mehr Gold als Rindfleisch, und könnte sogar zum ersten Goldproduzenten der Welt aufsteigen.
Die Provinzen erhalten eine Gebühr von 3% auf den Bruttowert (definiert als internationaler Preis minus Verarbeitungs- und Transportkosten ab Bergbau). Ausserdem hat der Bergbau eine grosse Wirkung auf die Wirtschaft der betroffenen Provinzen, weil er direkt und indirekt Arbeitsplätze schafft und dem lokalen Handel zum Auftrieb verhilft. Die Provinzverwaltung von Catamarca deckt ihre Ausgaben zu über der Hälfte mit dem Erlös der Bergbaugebühren, und wenn man die indirekte Wirkung hinzuzählt, ist es noch mehr.
Ungünstige Umstände traten in Erscheinung
In den letzten Jahren sind die Metallpreise allgemein stark gestiegen, was das Interesse am argentinischen Bergbau erhöht hat, so dass neue Projekte aufkamen. Der Extremfall ist Gold, wo der Preis von ca. u$s 300 pro Tonne (der schon kostendeckend war, allerdings bei einem real höheren Wechselkurs) auf über u$s 1.800 sprang. In anderen Fällen haben sich die Preise etwa verdoppelt. Doch in letzter Zeit sind die Metallpreise weltweit stark zurückgegangen, so dass der Bergbau weniger interessant wurde. Die Metallpreise liegen allgemein um ca. 20% unter den vor kurzem erreichten Höchstwerten, und bei Gold ist der Rückgang noch bedeutender. Das führte dann auch dazu, dass die Finanzierung für die Unternehmen schwieriger wurde. Der Börsenkurs der Barrick-Aktien hat sich in diesem Jahr halbiert. Dennoch erlaubt der gesunkene Goldpreis weiter eine hohe Rentabilität, so dass der Anreiz für Goldprojekte weiter besteht. Auch für Lithiumprojekte besteht grosses Interesse. Bei Kupfer, Eisen und anderen Metallen ist die Lage hingegen nicht mehr so günstig.
Die Überbewertung des Peso, die zu einer bedeutenden Verteuerung der Investitionen in Dollarwerten führt, wirkt abschreckend auf Investitionsvorhaben, umso mehr als allgemein ein Abwertungssprung erwartet wird. Ausserdem hat die Regierung auch die Überweisung von Dividenden ins Ausland seit letztem Jahr nicht mehr zugelassen. Nicht genug damit, haben Gruppen von Umweltaktivisten gegen den Bergbau Stellung genommen, mit dem Argument, dass dieser das Wasser und die Luft verpeste. Das ist frei erfunden, da die Unternehmen das Wasser behandeln, bevor es in Flüsse abgelassen wird. So handeln sie auf der ganzen Welt, und es besteht kein Grund, um anzunehmen, dass sie in Argentinien anders vorgehen. Dennoch haben sich die Aktivisten zunächst in Chubut durchgesetzt, und die Ausbeutung eines bedeutenden Goldvorkommens verhindert, und unlängst auch in La Rioja, wo sie die Regierung faktisch zwangen, eine Konzession für das Gebiet Famatina rückgängig zu machen, das hoch oben in der Kordillere liegt, wo niemand wohnt, und wo in der Kolonialzeit schon Bergbau betrieben wurde. Diese Gruppen haben auch erreicht, dass der Kongress ein Gesetz verabschiedet hat, das den Bergbau auf Gletschern und anrainenden Gebieten verbietet. Hierzu sei bemerkt, dass auf Gletschern kein Bergbau möglich ist, so dass es nur darum geht, wie weit die Gebiete bestimmt werden, die direkt unter dem Einfluss der Gletscher stehen. Hierüber besteht noch ein ungelöster Streit, bei dem CFK bisher für die Bergbauprovinzen Stellung genommen hat. Gewiss muss in allen Fällen eine Umweltstudie vorgenommen werden, bevor ein Projekt genehmigt wird. Doch damit sollte ein unabhängiges Unternehmen betraut werden, wobei die Politisierung vermieden werden muss. Die Kirchners haben (zum Glück!) eine direkte Beziehung zum Bergbau, da die Provinz Santa Cruz am Unternehmen Cerro Vanguardia beteiligt ist (so dass sie ausser den Gebühren noch Dividenden kassiert), und Néstor Kirchner als Gouverneur gut informiert wurde und sich direkt für den Fall interessierte.
Die Gouverneure von Provinzen, die schon vom Bergbau leben, haben sich deutlich gegen die Umweltaktivisten eingesetzt. Das bezieht sich an erster Stelle auf den Gouverneur von San Juan, José Luis Gioja, der so weit gegangen ist, jetzt eine Messung der Reinheit der Flüsse und der Luft einzuführen, um den Aktivisten den Wind aus den Segeln zu nehmen. Nebenbei bemerkt: die Umweltaktivisten haben vor einem Jahrzehnt schon gegen die Errichtung einer Zellstoffabrik in Uruguay, am Uruguay-Fluss, gegenüber Argentinien, Stellung bezogen und jahrelang die Brücke (von Fray Bentos, Argentinien, nach Puerto Unzué, Uruguay) gesperrt und den Tourismus nach Uruguay behindert. Sie wurden auch von Néstor Kirchner unterstützt. Schliesslich hat sich objektiv ergeben, dass es überhaupt keine Luft- und Wasserverschmutzung gab. Die Fabrik befindet sich seit Jahren in Betrieb, und es wurden überhaupt keine Schadstoffe im Uruguay-Fluss festgestellt.
Stillgelegte und gefährdete Bergbauvorhaben
Die Zeitung „Clarín” berichtet (am 4.7.13) über Projekte, die entweder ganz oder zeitweilig aufgehoben, oder faktisch stillgelegt worden sind, die insgesamt Investitionen von etwa u$s 30 Mrd. ausmachen. Es handelt sich um folgende:
- Potasio Rio Colorado, in Mendoza, von der brasilianischen Vale, für Kaliumgewinnung. Der Investitionsbetrag, der ursprünglich auf u$s 6 Mrd. angegeben wurde, ist auf über u$s 10 Mrd. gestiegen. Das Projekt wurde aufgegeben, obwohl schon über u$s 2 Mrd. investiert wurden, weil es unrentabel geworden war (wegen erhöhtem Investitionsbetrag und niedrigerem Kaliumpreis). Die Regierung hat sich gegenüber Lösungsmöglichkeiten gesperrt und keine Verhandlung zugelassen. Eventuell hätte das Projekt durch Abschaffung des Exportzolles u.a. Massnahmen gerettet werden können. Aber der zuständige Minister, Julio de Vido, hat die Drohung des Unternehmens als Erpressungsmanöver aufgefasst, und somit einfach geschehen lassen, was geschehen ist. Und jetzt weiss die Regierung nicht, was sie tun soll.
- Pascua-Lama, in San Juan, von Barrick Gold Corp., für Ausbeutung von Kupfer, Gold und Silber, wurde zeitweilig stillgelegt, obwohl der Bau schon fortgeschritten ist. Der volle Investitionsbetrag macht u$s 8,5 Mrd. aus.
- Pachón, in San Juan, von Xtrata Copper, für Kupfer, Gold, Molibdän u.a. Metallerze. Die Investition wurde auf u$s 5 Mrd. geschätzt, aber die Faktibilitätsstudien wurden noch nicht beendet. Dieser Riesenbergbau sollte schon vor über 30 Jahren in Angriff genommen werden, wurde jedoch immer wieder hinausgeschoben.
- Los Azules, in San Juan, von Minera Andes, für Kupfer u.a. Metalle. Das Projekt, mit einer Investition von u$s 2,5 Mrd., wurde noch nicht begonnen und zunächst vertagt.
- Cerro Negro, in Santa Cruz, von einem gleichnamigen Unternehmen, für Gold und Silber, befindet sich in Bau, schreitet aber langsam voran. Hier geht es um u$s 1,35 Mrd.
- Navidad, in Jujuy, von Pan American Silver, für Blei und Silber. Das Projekt von u$s 760 Mio. befindet sich noch in der Schwebe.
- Don Nicolás, in Santa Cruz, von Minera IRL, für Gold und Silber, wurde provisorisch eingestellt. Der Investitionsbetrag macht u$s 60 Mio. aus.
- Agua Rica, in Catamarca, von Yamana Gold Inc, für Kupfer, Gold, Molibdän u.a. Metallerze, wurde zeitweilig aufgehoben. Es handelt sich um eine Investition von u$s 4,5 Mrd. Agua Rica liegt nahe bei La Alumbrera, und das Lager soll ebenso gross sein.
Abgesehen von diesen Projekten sind auch Probleme beim Eisenerzbergwerk in Sierra Grande, Provinz Rio Negro, aufgetreten, das von der chinesischen MCC betrieben wird. Die Firma hat der Provinzregierung schon mitgeteilt, dass die Weiterführung des Bergbaus unter den bestehenden Bedingungen nicht möglich sei. Es ist anzunehmen, dass dieser Fall, der sich auf einen hohen geschuldeten MwSt-Betrag (Des Staates an das Unternehmen) und den Zwang, für den Schiffstransport des Erzes ein sehr teures lokales Unternehmen zu verpflichten, gelöst wird. Der Preis für Eisenerz ist stark gesunken, und das Unternehmen muss sich dieser Lage anpassen und Kosten senken. Hier sei daran erinnert, dass das Projekt von „Fabricaciones Militares” durchgeführt wurde und nach einer Investition von über u$s 1 Mrd. aufgegeben werden musste, weil es Riesenverluste abwarf. Es war ein totaler Versager, was Experten von Anfang an vorausgesagt hatten, wobei „Fabricaciones Militares” bei der Durchführung noch alle nur möglichen Fehler begang und ihre totale unternehmerische Unfähigkeit offenlegte. Das Unternehmen wurde unter Menem an die Provinz Rio Negro übertragen, die es schliesslich an die Chinesen für ein Butterbrot (keine u$s 30 Mio.) verkaufte. Dies war nur möglich, weil der Preis für Eisenerz inzwischen stark gestiegen war. Der investierte Milliardenbetrag ging verloren. Müsste er amortisiert werden, dann wäre das Projekt auch bei einem hohen Preis nicht wirtschaftlich.
Es bestehen noch zahlreiche mögliche Bergbauprojekte, meist kleinere, die noch studiert werden und nicht ausgeschrieben worden sind. Die Aussichten auf eine starke Expansion des Bergbaus bestehen weiter, aber nicht unmittelbar. Die Regierung sollte sich auf alle Fälle bemühen, um lokale Hindernisse zu beseitigen, so dass die Bergbauinvestitionen sofort anspringen, wenn die internationalen Bedingungen gegeben sind. Einige Projekte könnten auch bestimmt sofort weitergeführt werden, sofern die Regierung Verständnis für ihre Probleme zeigt. Doch genau das ist eben nicht der Fall.